
 
Entschließungsantrag  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
betreffend Landesregierung "verharmlost unverantwortlichen" 
Umgang der European Business School mit Steuergeldern 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 

1. Der Landtag kritisiert, dass  die Landesregierung das tatsächliche 
Ausmaß der Zweckentfremdung von Steuergeldern für den Aufbau 
der EBS-Law School durch die European Business School (EBS) 
"verharmlost" und die Öffentlichkeit zögerlich und unzureichend in-
formiert.  

 
2. Der Landtag zeigt sich erschüttert darüber, dass eine wissenschaftli-

che Institution, die die Wirtschaftselite für die Zukunft ausbilden 
möchte und für den Aufbau einer juristischen Fakultät Steuermittel 
in zweistelliger Millionenhöhe erhält, ungenügende interne Kon-
trollmechanismen im Umgang mit den Finanzmitteln aufweist, Vor-
gaben des Vergaberechts nicht einhält und bewusst Steuergelder 
zweckentfremdet hat.    

 
Wiesbaden, 27. September 2011 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Tarek Al-Wazir 
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Zur Behandlung im Plenum 
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